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Modelle städtischer Herrschaft 
im 19. und 20. Jahrhundert 
Das Beispiel der Stadt Potsdam 

Jochen Franzke

Der 200. Jahrestag der Gründung der Potsdamer Stadtverordnetenver-
sammlung ist für mich als Politik- und Verwaltungswissenschaftler ein 
wohl geeigneter Anlass, über den historischen Wandel städtischer Macht- 
und Herrschaftsstrukturen in Deutschland im Allgemeinen und in der 
Stadt Potsdam im Besonderen nachzudenken. Denn dieses Thema wird 
gern hinter dem vielfach als „unpolitisch“ interpretierten Prinzip kom-
munaler Selbstverwaltung verborgen. Doch zu allen Zeiten ging es bei 
der städtischen Herrschaft nicht nur um die Verwaltung kommunaler 
Angelegenheiten, um Straßenbeleuchtung, Abwasserversorgung und 
Müllabfuhr, sondern vor allen Dingen um die Ausübung lokaler Macht 
durch konkrete Gruppen und Einzelpersonen. 

Ich beschränke mich – angesichts der anderen Beiträge auf dieser 
Tagung – auf die diesbezüglichen Entwicklungen vom Beginn des 19. 
bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts. Zuerst sollen in diesem Beitrag die 
verschiedenen politikwissenschaftlichen Modelle städtischer Herrschaft 
in Deutschland idealtypisch vorgestellt werden. Es handelt sich dabei um 
die „Freie Bürgergemeinde“, die Honoratiorenherrschaft, die Herrschaft 
der Kommunalbürokratie, die Parteienherrschaft und das „Führerprin-
zip“. Anschließend werde ich versuchen, die konkrete Ausprägung die-
ser Modelle in der Stadt Potsdam möglichst anhand des Wirkens histori-
scher Persönlichkeiten nachzuzeichnen.

Alle diese historischen Herrschaftsformen, die im realen Leben natür-
lich nicht immer so eindeutig voreinander zu trennen sind, haben auch in 
Potsdam ihre Spuren im städtischen Leben und in besonders starkem Maße 
in den auf uns überkommenen kommunalen Bauten hinterlassen. Sie alle 
prägten auch dessen kommunale Selbstverwaltung, die von Anfang an zu 
den ansonsten spärlichen freiheitlichen Traditionen der Deutschen gehörte.

Im Übrigen ist dem Autor bei der Erarbeitung dieses Beitrages erneut 
deutlich geworden, dass sich bestimmte städtische Problemlagen ebenso 
wie Verhaltensweisen von Bürgern, Stadtpolitiker und städtischen Beam-
ten unter sehr differenzierten historischen Bedingungen im Prinzip im-
mer wiederholen.
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I Die “Freie Bürgergemeinde”

Das erste Modell städtischer Herrschaft fußt auf einer für die deutsche 
Geschichte so typischen Revolution von oben. Erst als die pure Existenz 
des preußischen Staates angesichts der Französischen Fremdherrschaft 
und der Expansionspolitik Napoleons auf dem Spiel stand, stimmte der 
König der lange überfälligen Modernisierung seines Staatswesens zu. 
Im Rahmen der Stein-Hardenberg’schen Reformen wurde 1807 die 
Aufhebung der Leibeigenschaft der Bauern eingeleitet (welche aller-
dings erst 1850 vollendet wurde) und 1810 die Gewerbefreiheit einge-
führt. Für unser Thema ist aber vor allem die Städtereform von 1808 
durch Karl Freiherr von Stein von entscheidender Bedeutung.1

Der heute durchaus umstrittene Stein‘sche Reformansatz spiegelte 
ein idealistisch-libertäres Modell wieder, welches aus den self govern-
ment Ideen in England sowie der von der Französischen Revolution 
1789 beförderten Aufklärung schöpfte. Stein wollte in Preußen „Freie“ 
Gemeinden schaffen, deren Bürger politische Freiheiten genießen 
sollten. Dies sollte ihnen ökonomische Potentiale freisetzen und diese 
aktivieren, die für städtische Belange nötigen Finanzmittel selbst aufzu-
bringen, um den klammen Staat finanziell zu entlasten. 

Die Preußische Städteordnung von 1808 hatte auch Vorbildwirkung 
für die meisten anderen deutschen Staaten, die Gemeindeordnungen 
nach ähnlichen Prinzipien schufen.

In der zeitgenössischen Sprache liest sich dies in der vom Friedrich 
Wilhelm, zu dieser Zeit König von Preußen, erlassenen „Allgemeine 
Ordnung für sämt liche Städte der preußischen Monarchie …“ vom 19. 
November 1808 folgendermaßen (Preußische Städteordnung 1808): 
„Der besonders in neuern Zeiten sichtbar gewordene Mangel an ange-
messenen Bestimmungen in Absicht des städtischen Gemeinwesens 
und der Vertretung der Stadtgemeine, das jetzt nach Klassen und Zünf-
ten sich teilende Interesse der Bürger und das dringend sich äußernde 
Bedürfnis einer wirksameren Teilnahme der Bürgerschaft an der Ver-
waltung des Gemeinwesens, überzeugen Uns von der Notwendigkeit, 
den Städten eine selbständigere und bessere Verfassung zu geben, in 
der Bürgergemeine einen festen Vereinigungspunkt gesetzlich zu bil-
den, ihnen eine thätige Einwirkung auf die Verwaltung des Gemeinwe-
sens beizulegen und durch diese Theilnahme Gemeinsinn zu erregen 
und zu erhalten…“

1 Eine vergleichbare Landgemeindeordnung wurde in Preußen allerding wegen des Wider-
standes der Junker erst 1891 durchgesetzt.
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Im Zentrum der Kommunalreform von 1808 stand also das Ideal 
der Selbstverwaltung der Städte – soweit dies in einem autokratisch re-
gierten Staat möglich ist. Die Städte sollten nunmehr nicht mehr aus-
schließlich dem Staat untergeordnet sein, sondern deren Bürger sollten 
über ihre Angelegenheiten selbst bestimmen können. In diesem Be-
reich kam Steins‘ Ablehnung einer zentralen Bürokratie am deutlichs-
ten zum Ausdruck. Er hoffte außerdem auf einen volkserzieherischen 
Effekt. Die städtische Selbstverwaltung sollte das Interesse an den öf-
fentlichen Angelegenheiten insgesamt wecken, was letztlich auch dem 
Gesamtstaat zugutekommen sollte.

Durch die Stein‘sche Städteordnung wurde die Autonomie der 
Stadtgemeinden gestärkt, der Staatseinfluss beschränkt und die Tren-
nung zwischen beschließenden und ausführenden Organen institu-
tionalisiert. Die Städteordnung von 1808 sah eine gewählte Stadtver-
ordnetenversammlung mit ehrenamtlichen Stadtverordneten und 
weitreichenden Kompetenzen sowie einen Magistrat mit hauptamtli-
chen Verwaltungsfachleuten als Leitungsgremium der Verwaltung.

Die Stadtverordneten sollten Repräsentanten der gesamten Ge-
meinde und nicht nur einer ständischen Gruppe sein. Das neue preußi-
sche städtische Wahlrecht war an einen vergleichsweise niedrigen Zen-
sus gebunden. Die Stadtverordneten konnten von allen männlichen 
Bürgern mit Besitz von Grund und Boden, mit einem Einkommen von 
mindestens 15 Talern oder gegen eine Gebühr gewählt werden. 

Zu den wichtigsten Aufgaben der neuen Stadtverordneten gehör-
te die Wahl des Magistrats, die allerdings vom Staat bestätigt werden 
musste. Dieser war das kollegial organisierte Vollzugsorgan der Stadt-
verwaltung. An der Spitze stand der Bürgermeister, dessen Wahl wie 
die der Magistratsmitglieder von der Staatsregierung bestätigt werden 
musste. Für die verschiedenen Verwaltungsbereiche wurden Kommis-
sionen eingesetzt. Die zentrale Aufgabe der Selbstverwaltung ergab 
sich aus der Verantwortung für den städtischen Haushalt. Die Polizei 
ging als Auftragsverwaltung erneut in den Aufgabenbereich der Kom-
munen über.

Trotz dieser Ansätze einer repräsentativen Gemeindeverfassung 
gab es weiterhin ständische Elemente. So blieb die Unterscheidung 
unterschiedlicher Gruppen bestehen. Die vollen Rechte blieben den 
(männlichen) selbständigen Besitzbürgern vorbehalten. Zum Erwerb 
des Bürgerrechtes verpflichtet waren Grundeigentümer und Gewerbe-
treibende. Grundsätzlich stand das Bürgerrecht aber auch anderen of-
fen. Dazu zählten die städtischen Unterschichten, die im Allgemeinen 
Landrecht als Schutzverwandte bezeichnet wurden, und die Eximierten. 
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Letztere waren im Landrecht Gebildete und meist im Staatsdienst ste-
hende Personen, die vor der Reform nicht der städtischen, sondern der 
staatlichen Gerichtsbarkeit unterlagen. Vom Recht zum Erwerb der 
städtischen Bürgerrechte wurde aber wegen der damit verbundenen 
Kosten insbesondere durch die unteren Schichten und ärmeren Exi-
mierten nur selten Gebrauch gemacht.

Vor allem in den ersten Jahren nach 1808 wurde die Städteordnung 
in der Praxis erfolgreich umgesetzt. Die Staatsaufsicht über die Städte 
wurde minimiert. Die bisherigen staatlichen Steuerräte wurden abge-
schafft, die bislang vom Staat eingesetzte Magistraturen nunmehr von 
den Bürgern der Städte und Gemeinden gewählt. Die Gerichtsbarkeit 
und die Polizeigewalt blieben allerdings in staatlicher Regie und schie-
den aus dem Aufgabenbereich des Magistrats und der Stadtverordne-
tenversammlung aus.

Nachdem das Napoleonische Frankreich besiegt worden war, beka-
men die preußischen Könige Angst vor der eigenen Courage und den 
eigenen Bürgern. Die Städtereform wurde mehr und mehr zurückge-
nommen. Durch die Novellierungen der preußischen Städteordnung 
in den Jahren 1831 und besonders 1853 wurden die Aufsichtsrechte des 
Staates gegenüber Kommunen wieder verstärkt. Die Stellung des Ma-
gistrats zu Lasten der Bürgervorsteherkollegien wurde wieder ausge-
baut, die ohnehin beschränkten politischen Mitspracherechte der Bür-
ger erneut eingeschränkt. 

Oberstes kommunales Organ war demnach die Stadtverordneten-
versammlung. Als deren Vollzugsorgan fungierte der Magistrat. Die 
Bürgerrechte wurden auf alle Stadtbewohner ausgedehnt. Vom Wahl-
recht, das als zentrales Mo ment kommunaler Willensbildung zu be-
trachten ist, blieben Frauen generell ausgeschlossen. Das Wahlrecht 
war nach dem Einkommen gestaffelt. Die Schwelle von 150 Talern Jah-
reseinkommen sowie die Festlegung, dass zwei Drittel der zu wählen-
den Stadtverordneten Hausbesitzer sein mussten, schloss erneut den 
überwiegenden Teil der städti schen Bevölkerung vom Wahlrecht aus.

Erst in der revidierten Städteordnung von 1831 gab es Ansätze, an 
Stelle der Bürgergemeinde die Einwohnergemeinde zu setzen. Insge-
samt lag die Selbstverwaltung bis in den Vormärz hinein in den Hän-
den der in den Städten ansässigen Handwerker und Kaufleute. In den 
großen Städten machten die Vollbürger und ihre Familien etwa ein 
Drittel der Gesamtbevölkerung aus. Trotz dieser Einschränkungen wa-
ren die Reformen ein Schritt auf dem Weg zur modernen kommunalen 
Selbstverwaltung. 
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Nach der unvollendet gebliebenen bürgerlichen Revolution von 
1848/1849 wurde die städtische Selbstverwaltung wieder zurückge-
dreht. Mit der Städteordnung vom 30. Mai 1853 erhielt z. B. der Ma-
gistrat wieder die Vormachtstellung gegenüber der Stadtverordneten-
versammlung. Nunmehr konnte der Magistrat häufiger eigenständige 
Entscheidungen treffen.

Nach der Städteordnung von 1853 wurde das Dreiklassenwahlrecht 
zwar verändert, blieb aber undemokratisch. Alle „Einwohner“ erhielten 
nunmehr aktives Wahlrecht (soweit sie Männer waren und gewissen 
Steuersatz entrichteten). Der Unterschied zwischen „Bürgern“ und 
„Schutzverwandten“ wurde aufgehoben. Der „Bürger“-Begriff wurde 
erweitert, Selbständige mit eigenem Hausstand und bestimmten Steu-
erbetrag einbezogen. Diese Entwicklung kann aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass bis zum Ende des Kaiserreiches nur 6 bis 20 % der 
städtischen Einwohner wahlberechtigt waren und damit als vollwertige 
Bürger bezeichnet werden konnten. Hauptziel des Zensus- und Drei-
klassenwahlrecht war es, die Herrschaft des Bürgertums und Adels 
in den Städten zu sichern sowie die Arbeiterschaft dauerhaft von der 
Kommunalpolitik ferngehalten.

Trotz dieser Einschränkungen kann die Stadt im 19. Jahrhundert 
als Ausgangspunkt tiefgreifender Veränderungen im preußischen Staat 
und seiner Gesellschaft betrachtet werden. Sie wird „Trägerin der Libe-
ralisierung sowie der Demokratisierung und entwickelt sich zu einem 
Experimentierfeld für das ökonomische, soziale und kulturelle Engage-
ment.“ (Bogumil/Holtkamp 2006: 15) 
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II Potsdam als “Freie Bürgergemeinde”

Wie sah es nun mit der „Freien Bürgergemeinde“ in Potsdam aus? 
Im Jahre 1809 wurde Potsdam eine kreisfreie Stadt des Königreiches 
Preußen mit einem Oberbürgermeister an der Spitze sowie einer 
Stadtverordnetenversammlung als gewähltem Gremium.2 In Potsdam 
wurde die Einführung der kommunalen Selbstverwaltung mehr als in 
anderen Städten und Gemeinden begrüßt. War doch diese seit 1660 
Residenzstadt und damit in besonderem Maße durch die preußischen 
Könige bevormundet worden. Mit der Städteordnung vom 26. Oktober 
1722 hatte König Friedrich Wilhelm I. der Stadt die letzten Selbstver-
waltungsrechte entzogen. Der Bürgermeister, der Kämmerer und die 
drei Ratsherren wurden zu staatlichen Beamten ernannt. Erst 87 Jahre 
später wechselte die städtische Herrschaft in Potsdam 1809 von einer 
bürokratischen, staatlich streng reglementierten Beamtenregierung 
zur „freien“ Selbstverwal tung durch die Bürgerschaft.3

Die Begeisterung der Bürgerschaft, sich nunmehr für die städti-
schen Angelegenheiten engagieren zu dürfen, stieß aber rasch an ma-
terielle Grenzen. Wählen durfte nur jene männlichen Potsdamer, die 
auch einen „Bürgerbrief“ besaß. Dieser musste mit einem Eid bekräf-
tigt werden – und vor allem –, er war kostenpflichtig.4 Viele Potsdamer 
waren angesichts ihrer schlechten wirtschaftlichen Situation nicht in 
der Lage, einen solchen Brief zu erwerben.5 Andere waren schlichtweg 
nicht an Stadtpolitik interessiert. Sie blieben lieber „Schutzverwandte“, 
da sie dann geringere Abgaben zu zahlen hatten. Bestimmte Gewer-
be konnten ja dennoch betrieben werden.6 Hinzu kam, dass Soldaten, 

2 An der Spitze der Stadt stand seit 1345 ein Consul beziehungsweise ab 1450 ein Bürgermeis-
ter. Ein Stadtrat ist in Potsdam ab 1465 nachweisbar. Im 16. und 17. Jahrhundert hatte der Rat 
vier bis fünf Mitglieder, darunter auch den Bürgermeister. Später hatte der jeweilige Landes-
herr einen starken Einfluss auf die Stadtverwaltung. Ab 1722 gab es sowohl für die Alt- als 
auch die Neustadt einen Magistrat mit jeweils einem Stadtdirektor an deren Spitze.

3 Vorher hatte es eine Repräsentation der Bürgerschaft nicht gegeben. Die 21 Gewerksältes-
ten, die Vertreter der vier Gewerke (Fleischer, Kürschner, Schneider und Tuchmacher) und 
die vier bestellten Stadtverordneten waren nur „gelegentlich gehört worden“. (Haeckel 1912: 
116) Siehe auch Ausstellungstafeln 200 Jahre Stadtverordnetenversammlung http://www.
potsdam.de/cms/dokumente/10052786_26696/985d215c/Ausstellungstafeln.pdf

4 Die Kosten beliefen sich laut Ministerialerlass vom 25. Juni 1809 für Auswärtige auf 10 Taler, für 
die Einwohner der Vorstädte auf sechs und die restlichen Potsdamer auf drei Taler jährlich.

5 Noch 1816 waren unter den 17.000 Einwohnern der Stadt etwa 6.000 Arme. (siehe Haeck-
el 1912: 121) 

6 Dies waren in Potsdam nach einer Festlegung des Magistrats vom 14. Februar 1809 die 
Pachtgärtner, Viehhändler, Schullehrer, Viehmäster, Künstler, Zwirner und Graveure.
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Kontonisten und Juden das Bürgerrecht nur sehr beschränkt erwerben 
konnten. Frauen ohnehin nicht.7

Ob – wie Franz Mehring schrieb – „die verarmte, verdummte, zünft-
lerisch verhunzelte Bürgerschaft“ Potsdams mit den neuen Rechten 
„nichts anzufangen wusste“ (Mehring 1930: 128), ist heute schwer zu 
beurteilen. In jedem Falle waren von den ca. 17.000 Einwohnern Pots-
dams bei der ersten Wahl der Potsdamer Stadtverordnetenversamm-
lung am 12. und 13. März 1809 in 12 Stadtbezirken nur 947 stimmbe-
rechtigt. Davon nahmen auch nicht alle ihr Wahlrecht war.

Die erste Stadtverordnetenversammlung mit sechzig gewählten 
Stadtverordneten (und 24 Stellvertretern) trat am 20. März 1809 zu 
ihrer konstituierenden Sitzung zusammen. Ihrer sozialen Zusammen-
setzung nach dominierten die Gewerbetreibenden, die mit 34 der 60 
Stadtverordneten die Mehrheit stellten. Es folgten 16 Händler und vier 
Beamte.8 Die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung tagte damals 
nicht öffentlich.9 

Die Stadtverordneten wählte Carl Christian Horvath (1752 – 1837) 
zum Ersten Stadtvorsteher Potsdams. Dieser hatte die erste Potsdamer 
Buchhandlung gegründet und sich zuvor schon um die Leipziger Buch-
händlerbörse verdient gemacht. Horvath hatte dieses Amt allerdings 
nur ca. ein Jahr inne.10 Ende März 1809 wurden dann die 12 unbesol-
deten und sechs besoldeten Stadträte gewählt.11 Haeckel schrieb dazu: 
„So überwog auch im Magistrat das Element der Selbstverwaltung“. 
(Haeckel 1912: 117) Zum ersten Oberbürgermeister wurde Jacob Hein-
rich Brunner gewählt, der dieses Amt bis 1821 innehatte.

Potsdam feierte die neu errungene Selbstverwaltung im Stil der Zeit 
am Geburtstag des Königs am 3. August 1809 ausgiebig. Die neuen 
städtischen Körperschaften wurden in der Garnisionkirche mit einem 
Festgottesdienst feierlich eingeführt und vereidigt. Abends folgte ein 
großer Ball im Schauspielhaus mit 900 Teilnehmern sowie andere Bäl-
le, Erleuchtung und Feuerwerk. (Haeckel 1912: 117)

Potsdam befand sich allerdings damals nach dem Abzug der franzö-
sischen Besatzungstruppen im Dezember 1807 in einem wirtschaftlich 
schlechten Zustand. Die Industrieproduktion war rapide gesunken, das 

7 Diesen blieb nur die ehrenamtliche Tätigkeit innerhalb von Wohlfahrtsorganisationen.
8 Desweiteren zwei Apotheker, ein „Stadtchirurgius“, ein Fabrikant, ein Holzverwalter und 

ein Königlicher Kammer-Musikus. (Koppatz 1969: 33).
9 Das änderte sich erst 1847, als Potsdam zu den ersten Städten in Preußen gehörte, die zu 

öffentlichen Sitzungen ihrer Stadtverordneten übergingen.
10 Ebenda.
11 Sieben der unbesoldeten Stadträte waren Stadtverordnete.



64

Bauwesen verödet, der Hofstaat eingeschränkt und die Garnison kaum be-
setzt. Unter diesen Bedingungen lagen auch die städtischen Finanzen am 
Boden. Es dauerte lange, bis sich die Stadt von diesem Aderlass erholte.

Verbunden mit der Errichtung der Potsdamer städtischen Selbstver-
waltung wurde die Stadt territorial erweitert.12 Durch die Etablierung 
der neuen Kurmärkischen Regierung in Potsdam im Sommer 1809 und 
vor allem durch die Ansiedlung der Oberrechnungskammer in der 
Stadt im Jahre 1817 wurde Potsdam dauerhaft zur Beamtenstadt.13 Der 
Versuch der Potsdamer Bürgerschaft, ihre Stadt durch eine Petition an 
den König zur Universitätsstadt zu machen (durch die Verlegung der 
Universität Halle an die Havel) war allerdings vorher gescheitert. 

III Honoratiorenherrschaft

Noch im frühen 19. Jahrhundert war es äußerst schwierig, geeignete Per-
sönlichkeiten für solche öffentlichen Aufgaben zu gewinnen. Dies än-
derte sich ab Mitte des Jahrhunderts als viele Unternehmer und Direkto-
ren von Industriebetrieben kommunalpolitisch aktiv wurden.ntr diesen 
Umständen bildete sich ein neues Modell städtischer Macht heraus: die 
Honoratiorenherrschaft. Die spiegelte eine verstärkte Rolle des Bildungs-
bürgertums in der praktischen Kommunalpolitik wieder. Dieses zeigte 
eine größere Präsenz in den Stadtverordnetenversammlungen. Auch bil-
dete sich ein bildungsbürgerlich geprägter Teils der Kommunalbürokra-
tie heraus (siehe dieses Modell).

Die Honoratiorenherrschaft dominierte zwischen 1808 und 1870 die 
städtischen Strukturen in den meisten deutschen Großstädten. Städti-
sche Besitzbürger nahmen an Stadtverwaltung ehrenamtlich aktiv teil 
und beeinflussten daher die städtische Politik in starkem Maße. Im Kern 
bedeutete die Honoratiorenherrschaft die Übernahme individueller Ver-
antwortung für das städtische Gesamtwohl durch wohlhabende Bürger. 

Ein anschauliches Beispiel dafür war die Armenpflege. Diese wurde vor 
allem das 1853 etablierte „Elberfelder System“ bekannt, welches wegen sei-
ner Effizienz Vorbildfunktion für viele deutsche Städte besaß und regional 
wie überregional ein Musterbeispiel kommunaler Armenpflege wurde.14 

Viele repräsentative Bauten und Denkmäler aus dieser Zeit sym-
bolisieren noch heute die selbstbewusste bürgerliche urbane Kultur, 

12 Die Teltower Vorstadt wurde eingemeindet.
13 Die Oberrechnungskammer blieb allerdings nur kurz in der Stadt.
14 So war z. B. jeder stimmfähige Bürger verpflichtet, die Wahl in ein unbesoldetes Amt in der 

städtischen Armenpflege anzunehmen.
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vor allem in Stadtzentren. Diese verstärkten auch die Identifikation des 
Bürgertums mit ihrer Stadt.

Die Honoratiorenherrschaft basierte anfangs vor allem auf den 
Hausbesitzern. Schon nach preußischer Städteordnung 1808 sollten 
zwei Drittel der Stadtverordneten Hausbesitzer sein; später wurde die-
sen zumeist die Hälfte der Sitze in den Stadtverordnetenversammlun-
gen überlassen. Die Legitimationsgrundlage dieser Regelung bestand 
in der Annahme, dass Hausbesitzer mehr Interesse an Stadtpolitik ha-
ben als derjenigen ohne eigenes Haus. 

Die Honoratiorenherrschaft ging in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts immer mehr zurück. Sie verschwand aber auch nach 1870 nie ganz 
aus den Herrschaftsstrukturen vieler deutscher Städte. Lediglich deren 
Struktur veränderte sich. So gewann nach 1900 vor allem das Bildungs-
bürgertum an Einfluss. Erst das NS-Regime setzte dieser Herrschaftsform 
ein Ende, indem es die meisten bürgerlichen Honoratioren (vor allem jene 
jüdischer Herkunft) ermordete oder vertrieb. 

IV Honoratiorenherrschaft in Potsdam

Als anschauliche Beispiele für die Honoratiorenherrschaft in Pots-
dam seien zwei Stadträte aus der Mitte des 19. Jahrhunderts genannt. 
Der wohlhabende Kaufmann August Friedrich Eisenhart (1773 - 1846) 
war Stadtverordneter und wurde 1828 zum Stadtältesten ernannt. Ei-
senhart wirkte als unbesoldeter Stadtrat und in zahlreichen weiteren 
städtischen Ehrenämtern. Für wohltätige Zwecke spendete er bereits zu 
Lebzeiten umfangreiche Summen. So unterstützte er das Waisenhaus 
des Schulreformers Carl Christian von Türk in Klein Glienicke. Als er 
1846 starb, hatte er – so Haeckel – „fast die Hälfte seines Vermögens 
… zu wohltätigen Zwecken seiner Vaterstadt bestimmt.“ (Haeckel 1912: 
140) Testamentarisch unterstützte er eine Reihe von Stiftungen zum 
öffentlichen Nutzen. Mit diesen Mitteln wurden z. B. Freistellen am 
Gymnasium sowie der höheren Bürgerschule geschaffen und unver-
schuldet verarmte Bürger unterstützt. Eine Heilanstalt, die von ihm 
finanziert wurde, trug später seinen Namen. Die Stadt ehrte Eisenhart 
mit einem Denkmal sowie einem Gemälde, welches im Sitzungssaal 
der Stadtverordnetenversammlung aufgehängt wurde. Bis heute ist 
eine Straße nach ihm benannt.

Ein weiteres Beispiel war der langjährige Stadtverordnete, spätere 
Stadtrat Ludwig (von) Jacobs (1794-1879). Dieser Zuckerfabrikanten 
und in ganz Preußen einflussreiche Unternehmer spendete der Stadt 
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Potsdam – so berichtet wieder Haeckel – „zu Lebzeiten große Summen 
zu Unterrichts und Erziehungszwecken“. Diese gingen z. B. an die Re-
alschule und die Frank‘schen Erziehungsanstalten. (Haeckel 1912: 140) 
In Potsdam ist sein Name heute vor allem noch wegen der nach ihm 
benannten Turm-Villa in der Nauener Vorstadt in der Bertini-Straße 9 
bekannt, die für ihn 1836 erbaut worden war. Jacobs war eine jener Un-
ternehmerpersönlichkeiten, die im 19. Jahrhundert den industriellen 
und wirtschaftlichen Aufstieg Preußens auslösten und mitbestimmten. 
Das soziale Verantwortungsbewusstsein des „Zuckerbarons“, wie er 
nach der Erhebung in den Adelsstand durch Wilhelm I. genannt wurde, 
spiegelt sich in zahlreichen Spenden wieder. So unterstützte er u. a. mit 
5.000 Talern die Potsdamer Armenschule und wirkte in der Sanitäts-
kommission während der Cholera-Epidemie 1833 mit. Als es nach einer 
Missernte 1847 keine Kartoffeln gab, stellte er 100 Zentner Mehl für die 
Armen in Potsdam und Nowawes zur Verfügung. Den Kunstverein un-
terstützte er durch Spenden und zeitgenössische Maler durch Ankäufe, 
so des am Kriegsende 1945 verschollenen berühmten „Flötenkonzerts“ 
von Adolph Menzel. (siehe Potsdamer Neueste Nachrichten, 1.4.2008)

V Herrschaft der Kommunalbürokratie

Die im Zuge der Industrialisierung dramatisch zunehmenden städti-
schen Aufgaben unterminierten die „laienhafte“ ehrenamtliche Hono-
ratiorentätigkeit, die sich als nicht mehr funktional erwies. Unter diesen 
Umständen kam es im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts zur Professio-
nalisierung der städtischen Verwaltungstätigkeit und zur Herausbildung 
bzw. starkem Anwachsen der Kommunalbürokratie. Deren Herrschaft 
kann als drittes Modell städtischer Herrschaft betrachtet werden. 

Im Zuge der Industrialisierung entwickelte sich seit 1840 der Auf-
bau der „Städtetechnik“, seit den 1850er Jahren wird auch die traditio-
nelle Armenpflege modernisiert. Seit 1860 kommt es zur Entstehung 
und Ausdifferenzierung des kommunalen Berufsbeamtentums. Nach 
1850 und besonders nach 1870 wuchsen mit der Hochindustrialisierung 
und Urbanisierung die städtischen Aufgaben rapide an. In den 1870er 
und 1880er Jahren entstanden daher in den deutschen Städten moderne 
kommunalen Versorgungs- und Verkehrssysteme. Durch umfassende 
Infrastrukturmaßnahmen sollten die Standortbedingungen für indust-
rielle Produktion verbessern und die wachsenden Bedürfnisse der Bevöl-
kerung befriedigt werden. Daneben gewann die kommunale Sozialpoli-
tik sowie die Stadtplanung und -erweiterung an Bedeutung.
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Unter diesen Bedingungen gewannen vor allem Ingenieure der 
Städtetechnik (Verkehr, Gas, Wasser, Straßenbau und Kanalisation) an 
Einfluss auf die städtische Politik. Die Bedeutung dieser Ämter inner-
halb der städtischen Verwaltung nahm stark zu. Sowohl die Beamten-
schaft als auch Ehrenamt expandierten in dieser Zeit. Im Jahr 1908 gab 
es in den 110 größten Städten Preußens 45.000 Beamte und Angestell-
te sowie 37.000 Ehrenbeamte. Ellwein spricht in diesem Zusammen-
hang sogar von einer blühenden kommunalen Selbstverwaltung gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts. (Ellwein 1997) 

Die Kommunalbürokratie mit ihrem Anspruch auf die Gestaltung 
der Städte nach professionellen Grundsätzen entwickelte im Laufe der 
Zeit ein eigenes Selbstbewusstsein. Politisch stand diese häufig dem 
Nationalliberalismus nahe. Allmählich identifizierten sich die oft nicht 
vom Ort stammenden Kommunalbeamten mit „ihrer“ Stadt. Die aka-
demisch gebildete Kommunalbürokratie war in dieser Zeit vielfach be-
müht, „eine überparteiliche, auf sozialen Ausgleich bedachtet Selbst-
verwaltung zu verwirklichen.“ (Bogumil/Holtkamp 2006: 15) In dieser 
Zeit vollzieht sich nach dem formalen Strukturwandel der städtischen 
Selbstverwaltung ein grundlegender Wandel ihres Inhaltes „von der tra-
ditionellen „Polizey“ (Armenpflege, öffentliche Ordnung, Steuer- und 
Grundbesitzverwaltung) zur sozialen Daseinsvorsorge und Infrastruk-
turpolitik.“ (Bogumil/Holtkamp 2006: 19)

VI Herrschaft der Kommunalbürokratie in Potsdam

Auch in der Stadt Potsdam lässt sich gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
die zunehmende Macht der Kommunalbürokratie nachweisen. Mit der 
Industrialisierung im 19. Jahrhundert verdreifachte sich die städtische 
Bevölkerung und erreichte 1900 die Einwohnerzahl von 60.000. Hin-
gegen verzehnfachte sich zwischen 1810 und 1910 in Potsdam die Zahl 
der Beamten in der Stadtverwaltung auf 118.

Auch in Potsdam wurde die Herrschaft der Kommunalbürokratie 
durch die Entwicklung der städtischen Infrastrukturen befördert. Ur-
sprünglich waren viele dieser Infrastrukturbetriebe privat betrieben 
wurden. So wurde das erste Potsdamer Gaswerk am 1. Oktober 1856 
von der Deutschen Continental Gasgesellschaft in Betrieb genommen. 
1916 kaufte die Stadt Potsdam die Gasanstalt an der Schiffbauergasse 
für vier Millionen Reichsmark dem Betreiber Continental ab. Das erste 
private Gaswerk der Stadt wurde 1856 gegründet und 1916 kommuna-
lisiert. Weitere wichtige Infrastrukturen bildeten das erste Wasserwerk 



68

(1876), die Entwicklung des ÖPNV mit der Pferdebahn (1880, 1907 
elektrifiziert), die Errichtung der „Neuen Brücke“ (1888), die Eröffnung 
des städtischen Schlachthauses (1894), die Vollendung der Kanalisa-
tion (1895) sowie die Errichtung des städtischen Elektrizitätswerks 
(1902). Hinzu kamen viele neue Schulbauen und Einrichtungen der 
Wohlfahrtspflege.

Positiv entwickelten sich in dieser Zeit auch die städtischen Finan-
zen. Zwischen 1871 und 1890 verdoppelten sich nicht nur die jährli-
chen Einnahmen, sondern auch der städtische Überschuss. 

VII Das Modell der Parteienherrschaft

Streng genommen muss das Modell der Parteienherrschaft in zwei Ty-
pen unterteilt werden: Parteienherrschaft im Kaiserreich und demokra-
tische Parteienherrschaft in der Weimarer Republik.

Das Modell der Parteienherrschaft setzte sich im Kaiserreich um 
die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert in den deutschen Städten 
durch. Seit diesem Zeitpunkt dominierten die Parteien, die sich seit 
den 1860er Jahren entwickelt hatten, die Kommunalpolitik. Bis dahin 
hatte sich diese vorrangig um die nationale Politik gekümmert. Diese 
betrachteten sich in ihrem Selbstverständnis als Vertreter gesellschaftli-
cher Teilinteressen, die sich zu Allgemeininteressen ausweiten ließen. 
Es bestand bis 1878 und ab 1890 ein Fünfparteiensystem aus liberalen, 
konservativen, zentristischen und sozialdemokratischen Parteien. Aus 
den ursprünglichen Honoratiorenparteien entwickelten sich nach 1871 
die ersten modernen Massenparteien (Zentrumspartei und Sozialde-
mokratische Partei).

Die Städte agierten im Kaiserreich in einer „Grauzone“, denn eine 
Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden war in der neuen Ver-
fassung des Deutschen Reiches vom März 1871 nicht vorgenommen 
worden.

Von den politischen Rahmenbedingungen im Kaiserreich profitier-
ten allerdings vor allem die bürgerlichen Parteien, denn das es galt das 
undemokratische Drei-Klassen-Wahlrecht. Nach der Städteordnung 
von 1853 wurden alle Wahlberechtigten in drei Steuerklassen einge-
teilt.15 Die kleinste Gruppe der Steuerzahler, die das erste Drittel auf-
brachten – die sog. Höchstbesteuerten - kamen in die Abteilung I, die 

15 Die Abteilung (Steuerklasse), in die der jeweilige Steuerzahler gehörte, ermittelten die Be-
auftragten des Magistrats, indem sie die Summe der gezahlten Steuern der wahlberech-
tigten Ortseinwohner durch drei teilen.
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„Mittelbesteuerten in die Abteilung II und die Masse der Steuerzahler 
in die Abteilung III. Jede Abteilung wählte die gleiche Anzahl der Abge-
ordneten“. (Koppatz 1969: 43) 

Unter diesen Umständen war die städtische Parteienherrschaft in 
dieser Zeit begrenzt auf wenige bürgerliche Parteien. Die Sozialdemo-
kratie war durch das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebun-
gen der Sozialdemokratie“ von 1878 bis zu dessen Aufhebung 1890 von 
der Mitwirkung an jeglicher städtischer Herrschaft ausgeschlossen. 
Auch danach konnte sie – angesichts des undemokratischen Dreiklas-
senwahlrechts – nur eine geringe Rolle im städtischen Leben spielen.

In dieser Zeit ginge die Reste des libertären Stein‘schen Ideals ei-
ner Stadt freier selbstbestimmter Bürger in einem Umfeld von Standes-
dünkel, Nationalismus, Rassismus und Antisemitismus zunehmend 
verloren. Die bürgerlichen Parteien agierten in den städtischen Angele-
genheiten undemokratisch und stärkten das autokratische System des 
Kaiserreiches.

Mit der Weimarer Republik demokratisierte sich die städtische Partei-
enherrschaft. Die Weimarer Reichsverfassung von 1919 beinhaltete für 
die Kommunen erstmals das „Recht der Selbstverwaltung innerhalb 
der Schranken der Gesetze“ (Art. 127). Allerdings wurden die kommu-
nalen Selbstverwaltungsrechte staatrechtlich lediglich als vom Staat 
abgeleitet betrachtet. Das Selbstverwaltungsrecht war demzufolge kein 
bürgerliches Grundrecht, sondern lediglich ein Organisationsprinzip 
des Staates.

Die Demokratisierung des kommunalen Wahlrechtes 1918/1919 
war die bis dahin einschneidenste Reform in der Geschichte der kom-
munalen Selbstverwaltung in Deutschland seit 1808. Nunmehr fanden 
auf kommunaler Ebene allgemeine, unmittelbare und geheime Wah-
len nach den Grundsätzen der Verhältniswahl statt. Wahlberechtigt 
und wählbar waren alle im Besitz der deutschen Reichsangehörigkeit 
befindlichen Männer und Frauen, welche das 20. Lebensjahr vollen-
det hatten. Sie brachte eine tiefgreifende Veränderung der politischen 
Mehrheitsverhältnisse in den meisten deutschen Städten mit sich. Eine 
Art Aufbruchsstimmung entstand.

Im Gegensatz dazu behielt allerdings die überwiegende Mehrheit 
der Kommunalbeamten ihr im Kaiserreich entwickeltes antidemokrati-
sches obrigkeitsstaatliches Verwaltungs-“ethos“ bei, dieses verband sich 
vielfach mit deutlicher Ablehnung der neuen Republik.

Das Verhältnis von Staat und Kommunen in der Weimarer Republik 
war ambivalent. Einerseits griff der Staat durch die Reichsgesetzgebung 
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vermehrt in kommunale Selbstverwaltung ein. Andererseits bekamen 
die Kommunen einen beträchtlichen Spielraum bei der Durchführung 
sozialstaatlicher Gesetze (z. B. Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 1924, Ge-
setze zum sozialen Wohnungsbau nach 1924). Konservative und liberale 
Staatsrechtler und Politiker interpretierten die Demokratisierung kom-
munaler Selbstverwaltung als Ende der „eigentlichen Selbstverwaltung“.

Ab 1929 nahmen die jedoch gesellschaftspolitischen Konflikte in 
den Kommunen ähnlich wie in Einzelstaaten und im gesamten Reich 
deutlich zu. In der letzten Phase der Weimarer Republik begann die 
Aushöhlung kommunaler Selbstverwaltung von oben. Der Staat dehnte 
seine Macht auf Kosten der Kommunen aus (z. B. Änderungsgesetz 
der Berliner Kommunalverfassung 1931), in der vergeblichen Hoffnung 
auf eine gesellschaftliche und soziale Stabilisierung der Verhältnisse. 
Die Konflikte zwischen Staat und Kommunen nahmen zu. Schließlich 
scheiterte die Weimarer Republik mit ihrem Versuch der Stabilisierung 
der gesellschaftlichen und sozialen Verhältnisse von oben.

VIII Parteienherrschaft in Potsdam

In der gesamten Zeit des Kaiserreiches wurde die städtische Politik von 
den bürgerlichen Parteien gemacht, wobei die Konservative Partei do-
minierte. Die Potsdamer Parteiorganisation des Sozialdemokratie war 
1876 verboten wurden. Nach der Aufhebung des Sozialistengesetztes 
im Jahr 1890 begann der sozialdemokratische Wahlverein 1897, erst-
mals Kandidaten zu den Kommunalwahlen aufzustellen. Drei davon 
gelangten sogar in die Stichwahl, unterlagen jedoch dort den bürgerli-
chen Kandidaten. Dies änderte sich bis zum Ende der Kaiserzeit nicht 
mehr. Es gelang der Sozialdemokratie im Kaiserreich nicht, Stadtver-
ordnete in die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung zu entsenden. 

Dies hatte drei Gründe: das undemokratische Dreiklassenwahl-
recht, der nicht-geheime Charakter der Kommunalwahl16 sowie die 
sozialen Zusammensetzung der Potsdamer Bevölkerung. In Potsdam 
lebten zum damaligen Zeitpunkt vor allem Militärs, Beamte, Pensionä-
re, Diener sowie „Hoflieferanten“. (Koppatz 1969: 44) 

16 Die Städteordnung von 1853 bestimmte, dass jeder Wähler „dem Vorstande mündlich und 
lauf zu Protokoll erklären (muss), wem er seine Stimme geben will.“ Angesichts möglicher 
negativer sozialer Folgen (Arbeiter hatte die Entlassung zu befürchten, kleine Gewerbe-
treibende den Boykott ihrer Kunden) fürchteten sich offenbar viele Wähler, ihre Stimme 
bei den Kommunalwahlen öffentlich für die Sozialdemokraten abzugeben. Dies war bei 
den geheimen Reichstagswahlen anders. So errang Karl Liebknecht am 12. Januar 1912 
für die Sozialdemokratie den „Kaiserwahlkreis“, zu dem auch die Stadt Potsdam gehörte.
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Der konkrete Einfluss bei den Gemeindewahlen in Potsdam sah 
nach dem Drei-Klassen-Wahlrecht z. B. im Jahre 1888 folgendermaßen 
aus: In der ersten Abteilung befanden sich 4,3 % der Wahlberechtigten, 
in der zweiten 13,2 % und in der dritten die restlichen 82,5 %. Jede Ab-
teilung wählte die gleiche Zahl von Abgeordneten. 

Im Gegensatz zu Potsdam gelang es den Sozialdemokraten im be-
nachbarten, proletarisch geprägten (damals noch eigenständigen) No-
wawes (heute Babelsberg) bereits 1892 trotz des Dreiklassenwahlrech-
tes zwei Gemeindevertreter zu wählen.

Unter diesen Bedingungen ist es nicht verwunderlich, dass die bür-
gerlichen Parteien (Konservative Partei, Nationalliberale Partei usw.) im 
Kaiserreich in der Potsdamer Stadtverordnetenversammlung unter sich 
waren. Dies spiegelt z. B. deren soziale Zusammensetzung im Jahre 1911 
wieder, als ihr 12 Hoflieferanten, 12 Kaufleute, 10 Beamte, fünf Hand-
werksmeister, acht Rentner, vier Rechtsanwälte und Ärzte angehörten.17 
Zwischen den Parteien gab es aber durchaus Machtkämpfe und Konflik-
te, was sich insbesondere bei den Oberbürgermeisterwahlen zeigte. 

Das neue demokratische Kommunalwahlrecht der Weimarer Repub-
lik veränderte schlagartig die Zusammensetzung der Potsdamer Stadt-
verordnetenversammlung. Diese wurde repräsentativer und sozial 
ausgewogener, obwohl sich die Bevölkerungsstruktur der Stadt kaum 
verändert hatte. Erstmalig waren auch Vertreter der Arbeiterschaft ein-
bezogen.

Von den bisherigen 60 Stadtverordneten kehrten nach der Kom-
munalwahl am 2. März 1919 nur 19 in das Stadtparlament zurück. Die 
Wahlbeteiligung lag bei außergewöhnlich hohen 70 %. Die bürgerli-
chen Parteien waren mit einer Einheitsliste angetreten, erhielten 63,9 
%, die Mehrheitssozialisten (SPD) erhielten 21,1 % und die Unabhän-
gigen Sozialdemokraten (USPD) 15,0 % der Stimmen. (Koppatz 1969: 
52). Damit blieb die bürgerliche Mehrheit in der Potsdamer Stadtver-
ordnetenversammlung erhalten. 

Stärkste bürgerliche Partei in Potsdam war in der Weimarer Repub-
lik die „Deutsch-Nationale Volkspartei“ (DNVP), die monarchistisch ge-
sinnte Kreise vertrat und die Politik der früheren Konservativen Partei 
fortführte. Diese trat antirepublikanisch und restaurativ auf. An zweiter 
Stelle fand sich die „Deutsche Demokratische Partei“ (DDP), der vor al-
lem gewerbetreibende, Handwerker, Angestellte und untere Beamte an-
gehörten. Schließlich spielte in Potsdam die „deutsche Volkspartei“ eine 

17 Acht Mandate waren unbesetzt.



72

wichtige Rolle, die sich im Dezember 1918 aus der Mehrheit der ehema-
ligen „Nationalliberalen Partei“ gegründet hatte. Die beiden letztgenann-
ten Parteien vertraten demokratischere Positionen als die DNVP. 

Die soziale Zusammensetzung der Potsdamer Bevölkerung änderte 
sich allerdings nur langsam. Bei den Wahlen zur Stadtverordnetenver-
sammlung am 17.11.1929 erhielt die SPD 40,6 % der Stimmen, die 
KPD 17 % und die anderen Parteien 42,4 %.

Trotz der Wahlbehinderung anderer Parteien gelang es der NSDAP 
bei der letzten freien Stadtverordnetenwahl am 12. März 1933 nicht, die 
Mehrheit zu erreichen. Die NSDAP eroberte 19 Sitze, die SPD acht, die 
DNVP 14 und die Zentrumspartei sowie die KPD jeweils einen. Die 
Zusammensetzung dieses Stadtparlament wurde von den Nationalso-
zialisten nachträglich manipuliert, indem sie die der SPD und KPD zu-
stehenden Mandate nicht besetzten bzw. mit fadenscheinigen Begrün-
dungen für ungültig erklärten.

IX Das „Führerprinzip“

Eigentlich passt das destruktive Führerprinzip nicht in diese Reihe der Mo-
delle lokaler Selbstverwaltung, denn im NS-Staat war kein Platz für kom-
munale Selbstverwaltung und freie Bürger. Die Städte hatten sich dem 
neuen nationalsozialistischen System bedingungslos unterzuordnen.

Die erste einheitliche „Deutsche Gemeindeordnung“ vom 30.1.1935 
beendete Tradition kommunaler Selbstverwaltung. Das von ihr postu-
lierte „Führerprinzip“ brachte Gemeinden in völlige Abhängigkeit von 
Staat und NSDAP. Die städtische Demokratie war bereits unmittelbar 
nach NS-Machtübernahme 1933 abgeschafft, in den folgenden Jahren 
wurde auch die bürgerliche Hegemonie in den Städten zerschlagen. 
Die Gemeindeleiter im Rahmen des Führerprinzips berücksichtigten 
bürgerliche Interessen nur noch, soweit diese in den nationalsozialis-
tisch-rassistischen Kontext passten.

Selbst diese gleichgeschaltete städtische Herrschaftsstruktur verlor 
in den folgenden Jahren an Einfluss. Durch eine zunehmend zentralis-
tischer werdende Planungsorganisation des NS-Staates wurden dessen 
Zugriffsmöglichkeiten gegenüber Kommunen immer mehr erhöht. 
Die zeigte sich vor allem im Planungsbereich, wo mit dem Ende der 
traditionellen Einzelstadtplanung die kommunale Selbstverwaltungs-
rechte erheblich eingeschränkt wurden. Viele früher gemeindliche Auf-
gaben wurden nunmehr von NSDAP-nahen Organisationen, wie der 
Deutschen Arbeitsfront, oder von Sonderbehörden übernommen. Mit 
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dem Erlass zur Neugestaltung deutscher Städte von 1937 wurden für 
viele Großstädte neue Planungsbüros geschaffen, die außerhalb der 
Kontrolle der Kommunalverwaltung standen. Nach Kriegsbeginn am 1. 
September 1939 wurden die Städte und Gemeinden endgültig gleich-
geschaltet.

Das Führerprinzip hatte zwei Dimensionen: Erstens wurden „Bür-
germeister“ oder „Oberbürgermeister“ (die Titel wurden formell beibe-
halten) nunmehr ohne Wahl auf 12 Jahre berufen. Der jeweilige NSDAP-
Kreisleiter kontrollierte das betreffende Verfahren, berufen wurden 
diese in den Städten durch den jeweiligen Regierungspräsidenten.18 Der 
nach dem Führerprinzip ernannte „Bürgermeister“ konnte nunmehr 
alle städtischen Entscheidungen ohne den Gemeinderat treffen. Dieser 
bestand zweitens zwar formell fort, war aber nunmehr aus „verdienten 
und erfahrenen Bürgern“ zusammengesetzt, die dem Gemeindeleiter 
mit ihrem Rat „zur Seite gestellt wurden“. Dabei war auf deren „nationa-
le Zuverlässigkeit, Eignung und Leumund“ zu achten. Diese wurden für 
sechs Jahre durch den örtlichen Beauftragten der NSDAP im Benehmen 
mit dem „Bürgermeister“ berufen. Im örtlichen Entscheidungsprozess 
spielten diese „Stadträte“ allerdings keinerlei Rolle.

X Das „Führerprinzip“ in Potsdam

Ein typischer Vertreter dieser Zeit in Potsdam war Hans Friedrichs (Geb. 
1875, Gest. 1962). Von 1934 bis 1945 war er Oberbürgermeister der 
Stadt Potsdam und zeitweilig auch NSDAP-Kreisleiter. Die Stadtverord-
netenversammlung war mit dem 30. Dezember 1933 aufgelöst worden, 
Oberbürgermeister wurden nunmehr von der NSDAP eingesetzt. Auch 
die Stadtverwaltung wurde gleichgeschaltet und von allen oppositionel-
len Persönlichkeiten sowie allen Juden „gereinigt“. 

Unter diesen Umständen hatte der langjährige Berufssoldat und NS-
DAP-Mitglied (seit 1932) Friedrichs eine Machtfülle wie kein Potsdamer 
Oberbürgermeister vor oder nach ihm. Er wollte vor diesem Hintergrund 
mit „straffer Führung“ ohne jegliche Mitwirkung der Bevölkerung und 
ganz im Sinne des NS-Regimes ein „Groß-Potsdam“ schaffen, indem 
die – wie er es nannte - friderizianische „Stadtpersönlichkeit“ erhalten 
bleiben sollte. Im Kern ging es dabei vor allem um die Remilitarisierung 
der Garnisonsstadt, die sich gut in die Kriegsvorbereitung einpassen ließ. 

18 Für Stadtkreise mit mehr als 100.000 Einwohnern war der Reichsminister des Innern zu-
ständig, für die übrigen Stadtkreise der Reichsstadthalter. Für alle übrigen Gemeinden er-
nannte der Landrat die Bürgermeister. 
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Zur Realisierung dieser Ziele wurden am 1. April 1939 die damals ca. 
30.000 Einwohner zählenden Stadt Babelsberg und andere Orte nach 
Potsdam eingemeindet, welches damit erstmals in seiner Geschichte zur 
Großstadt mit 136.056 Einwohnern wurde. In der Tat erinnern in der 
Stadt heute noch vor allem militärische und Verwaltungsbauten an die 
Zeit seiner Herrschaft. Vor allem aber trug auch Friedrichs dazu bei, dass 
die Stadt Potsdam am Ende des Krieges in Schutt und Trümmern lag. 

Die Amtszeit dieses „Oberbürgermeisters“ endete auf symbolische 
Weise, er flüchte vor der Roten Armee nach Westen. Damit endete auch 
in der Stadt Potsdam das „Führerprinzip“, welches sich aus historischer 
Sicht als undemokratische Sackgasse der Begründung lokaler Herrschaft 
herausgestellt hatte.

XI Fazit und Ausblick

Trotz aller Einschränkungen haben die vorgestellten verschiedenen Mo-
delle städtischer Herrschaft – selbstverständlich bis auf das destruktive 
„Führerprinzip“ – ihren spezifischen Beitrag zur Entwicklung der kom-
munalen Selbstverwaltung in Deutschland im Allgemeinen als auch in 
Potsdam im Besonderen geleistet. Es zeigt sich, dass wir auf die kommu-
nale Selbstverwaltung und die diese tragenden freien Bürger als eine der 
freiheitlichen Traditionen der Deutschen durchaus stolz sein können.

Kommunale Selbstverwaltung – so zeigt auch der knappe histori-
sche Rückblick - ist allerdings niemals unpolitisch gewesen, sondern 
war immer politischer Ausdruck des Grades der Freiheit der Bürger 
und ihres Engagements für das städtische Gemeinwohl. Auch heute 
gilt: Nur wenn Bürger, städtische Politiker und städtische Verwaltung 
gemeinsam agieren, kann die Stadt vorangebracht werden.

Kommunale Selbstverwaltung ist schließlich kontext- und zeitge-
bunden, deren permanenter Erneuerungsbedarf entsteht durch den 
ständigen Wandel. Dies vernünftig zu steuern ist auch eine der zentra-
len kommunalen Herausforderungen auch im 21. Jahrhundert.

Der Autor Apl. Prof. Dr. Jochen Franzke ist Inhaber der Professur für Verwal-
tungswissenschaft an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät der Universität Potsdam und Fellow des Kommunalwissenschaftlichen 
Institutes der Universität Potsdam.
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